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Sitzung des Planungsausschusses    
am 27.05.2014 in Mindelheim  
  
 
 
Beratungsunterlage zu 

TOP 3 Einführung einer „10H-Regelung“ für die Windenergie in 
Bayern und Auswirkungen auf die laufende Teilfortschrei-
bung „Nutzung der Windkraft“ 

 
Beschluss 

Der Planungsausschuss nimmt die Auswirkungen bei der Einführung einer „10H-Regelung“ 
für die Windenergie in Bayern zur Kenntnis. Die laufende Teilfortschreibung Windkraft des 
Regionalplanes wird auf Planungsgrundlage der durchgeführten öffentlichen Anhörung 
weiter geführt. 

Länderöffnungsklausel (Bund) 

Der Koalitionsvertrag im Bund zwischen CDU, CSU und SPD vom 16. Dezember 2013 sieht 
vor, eine Länderöffnungsklausel in das Baugesetzbuch (BauGB) einzufügen, die es ermög-
licht, länderspezifische Regelungen über Mindestabstände zwischen Windenergieanlagen 
und Wohnbebauungen festzulegen. Am 8. April 2014 hat das Bundeskabinett den "Entwurf 
eines Gesetzes zur Einführung einer Länderöffnungsklausel zur Vorgabe von Mindestab-
ständen zwischen Windenergieanlagen und zulässigen Nutzungen" beschlossen. Ziel im 
Gesetzentwurf ist es, dass die Privilegierung von Windenergieanlagen nur noch für Stand-
orte gelten soll, welche einen durch die Länder festzulegenden Mindestabstand zu Sied-
lungen aufweisen. Die Länder können, müssen aber nicht von diesem Instrument Gebrauch 
machen. 

In Baden-Württemberg ist derzeit keine eigene Regelung geplant. 

In Bayern wurde die Einführung einer „10H-Regelung“ vom Kabinett beschlossen. 

 

Änderung der Bayerischen Bauordnung zur Einführung einer „10H-Regelung“ für die 
Windenergie  

Am 8. April 2014 hat der Bayerische Ministerrat einen Gesetzentwurf zur Änderung der 
Bayerischen Bauordnung und somit zur Einführung einer „10H-Regelung“ für die Wind-
energie in Bayern gebilligt. Folgende rechtliche und fachliche Aspekte wären demnach zu 
beachten: 

 Regionalplanerische Vorgaben sind im Gesetzentwurf nicht enthalten. Die „10H-
Regelung“ wäre jedoch in Genehmigungsverfahren für Windenergieanlagen im 
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bayerischen Landesteil der Region Donau-Iller zu beachten. Durch diese Regelung 
käme es in den Vorranggebieten innerhalb des 10H-Kreises zur Aufhebung der Privi-
legierung dieser Anlagen im Außenbereich und somit entfiele auch ihre Zulässigkeit. 

 Nur die kommunale Ebene kann im Rahmen der Bauleitplanung von der geplanten 
„10H-Regelung“ abweichen.  

 Die „10H-Regelung “ gilt nach dem vorliegenden Gesetzesentwurf nicht für Wohn-
gebäude im Außenbereich (z. B. Einzelhöfe oder Splittersiedlungen) und auch nicht 
für geplante Bauflächen der Flächennutzungsplanung. 

Auswirkungen auf die laufende Teilfortschreibung des Regionalplanes 

 Durch die geplante „10H-Regelung“ grenzen sich Vorranggebiete nicht anders ab. 
Die im Anhörungsverfahren der 5. Teilfortschreibung dargestellten Abgrenzungen 
der Vorranggebiete für die Windkraft können weiterverfolgt werden.  

 Eine „10H-Regelung“ führt im Rahmen der Genehmigungsverfahren zu Höhenbe-
grenzungen von Windenergieanlagen in Vorranggebieten. Die Kommunen können 
durch Festlegungen in der Bauleitplanung von der „10H-Regelung“ abweichen.  

 Außerhalb der durch die Regionalplanung festgelegten Vorrangflächen für die 
Windenergie gilt weiterhin der Ausschluss für raumbedeutsame Windenergieanla-
gen. 

 Die geplante „10H-Regelung“ soll in die planerischen Überlegungen bei Regional-
planfortschreibungen einbezogen werden. 

Bei Anwendung der „10H-Regelung“ verblieben in den geplanten Vorranggebieten im bay-
erischen Regionsteil ca. 260 ha bzw. knapp 14 % mit einer zulässigen Bauhöhe von über 
180 m für Windenergieanlagen. 

Beide Gesetzesentwürfe können sich in den laufenden Gesetzgebungsverfahren noch 
ändern. 

Das zuständige Bayerische Staatsministerium der Finanzen, für Landesentwicklung und 
Heimat hat der Verbandsverwaltung empfohlen, die laufende Teilfortschreibung Windkraft 
des Regionalplanes weiter zu führen. Von einer grundsätzlichen Änderung der Planungs-
methodik und somit der Durchführung eines erneuten Anhörungsverfahrens für die Teil-
fortschreibung sollte möglichst abgesehen werden. 

 

Anlage:  
 Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der Bayerischen Bauordnung 






















